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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über Beleuchtungseinrichtungen für das 
hintere Kennzeichen von Kraftfahrzeugen und ihren Anhängern 

— Drucksache 7/3109 — 


A. Zielsetzung 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft wird durch unterschiedliche Konstruktionsvor- 
schriften behindert. Eine Vereinheitlichung beseitigt Handels- 
hemmnisse und dient der Erhöhung der Verkehrssicherheit. 


B. Lösung 

Durch eine Richtlinie sollen die Vorschriften über die Beleuch- 
tungseinrichtungen für das hintere Kennzeichen von Kraftfahr- 
zeugen vereinheitlicht werden. 

^Einmütige Billigung im Ausschuß) 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Tillmann 

Der in Drucksache 7/3109 enthaltene Richtlinien- 
vorschlag wurde mit Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 24. Januar 1975 dem 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen zur Beratung überwiesen, der die Vor- 
lage in seiner Sitzung am 9. April 1975 behandelt 
hat. 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft wird zur Zeit noch durch 
unterschiedliche technische Konstruktionsvorschrif- 

Bonn, den 9. April 1975 

Tillmann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Richtlinienvorschlag — Drucksache 7/3109 — Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 9. April 1975 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Börner Tillmann 

Vorsitzender Berichterstatter 


ten behindert. Ziel des vorliegenden Richtlinienvor- 
schlages ist es, diese Vorschriften bezüglich der Be- 
leuchtung des hinteren Kraftfahrzeugkennzeichens 
aneinander anzupassen, damit auf diese Weise das 
gemeinschaftliche Betriebserlaubnisverfahren an- 
wendbar wird. Eine solche Anpassung dient auch 
der Erhöhung der Verkehrssicherheit. 

Der Ausschuß hat keine Bedenken gegen den In- 
halt der Vorlage und empfiehlt daher Kenntnis- 
nahme. 
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